


Freitag, den 19. Juli 2013322 HmbGVBl. Nr. 29

(1) Das Landschaftsprogramm für die Freie und Hanse-
stadt Hamburg vom 14. Juli 1997 (HmbGVBl. S. 363) wird im
Geltungsbereich nördlich der Papenreye im Stadtteil Niendorf
(L 4/10 – Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 318) geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Landschafts-
programms und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht
sowie die zusammenfassende Erklärung gemäß § 14l Absatz 2
Nummer 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung in der Fassung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 95),
zuletzt geändert am 20. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2730, 2744),

werden beim Staatsarchiv zur kostenfreien Einsicht niederge-
legt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

Ein Abdruck der Pläne und der Erläuterungsbericht sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei ein-
gesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirks-
amt vorhanden sind, werden sie kostenfrei zur Verfügung
gestellt.

Einhundertvierzehnte Änderung des Landschaftsprogramms
für die Freie und Hansestadt Hamburg

Vom 19. Juni 2013

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 19. Juni 2013.

Der Senat

§ 1
(1) Der Bebauungsplan Jenfeld 25 für das Gebiet zwischen

der Straße Elfsaal, der Bundesautobahn 24 und der Elsa-
Brändström-Straße (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 512) wird fest-
gestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:
Ostgrenze des Flurstücks 3093, über die Flurstücke 3070, 3069,
2445, 1951, Südgrenzen der Flurstücke 1951, 2446, 2447, 3093,
3074, 3073, über die Flurstücke 3073, 3074, Westgrenzen der
Flurstücke 1543, 2683, über das Flurstück 827 (Elsa-Bränd-

Verordnung
über den Bebauungsplan Jenfeld 25

Vom 9. Juli 2013

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 11. Juni 2013 (BGBl. I
S. 1548), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 sowie § 5 Absatz 1 des
Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 19. Juni
2013 (HmbGVBl. S. 306), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Hamburgi-
schen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402), geändert am
23. Dezember 2011 (HmbGVBl. 2012 S. 3), in Verbindung mit
§ 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am
21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95, 99), § 81 Absatz 1 Nummer 2
der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005
(HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 20. Dezember
2011 (HmbGVBl. S. 554), § 9 Absatz 4 des Hamburgischen
Abwassergesetzes in der Fassung vom 24. Juli 2001 (Hmb-
GVBl. S. 258, 280), zuletzt geändert am 19. April 2011 (Hmb-
GVBl. S. 123), sowie § 1, § 2 Absatz 1, § 3 und § 4 Nummer 3
der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006
(HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 5. April 2013 (Hmb-
GVBl. S. 142, 147), wird verordnet:
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ström-Straße), Nordwestgrenze des Flurstücks 827 (Elsa-
Brändström-Straße), über das Flurstück 776 (Elfsaal), über das
Flurstück 3068 der Gemarkung Jenfeld.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim

örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er kann
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er
die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsan-
spruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des
Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des

Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem ört-
lich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht wor-
den sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214
Absatz 2 a des Baugesetzbuchs beachtlich sind.

§ 2
Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-

hende Vorschriften:
1. In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-

setzbuchs als „Erhaltungsbereich“ bezeichneten Gebiet
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die
Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung und zur Nut-
zungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bau-
lichen Anlagen das Ortsbild oder die Stadtgestalt prägt
oder sonst von städtebaulicher, insbesondere geschicht-
licher oder künstlerischer Bedeutung ist. Die Genehmi-
gung zur Errichtung der baulichen Anlage darf nur ver-
sagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets
durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt
wird.

2. In den allgemeinen Wohngebieten werden Ausnahmen für
Gartenbaubetriebe und Tankstellen ausgeschlossen.

3. In den mit „(A)“ bezeichneten Baugebieten kann eine
Überschreitung der Baugrenzen durch Vordächer, Bal-

kone, Loggien, Treppen und Erker bis zu einer Breite von
5 m und einer Tiefe von 1,5 m sowie mit einem Mindestab-
stand zu benachbarten Baugrenzen von 7 m zugelassen
werden.

4. Im mit „(B)“ bezeichneten Baugebiet darf die Gebäude-
tiefe maximal 12 m betragen.

5. In den mit „(C)“ bezeichneten Baugebieten sind Staffelge-
schosse über dem letzten maximal zulässigen Vollgeschoss
unzulässig.

6. In den mit „(A)“ bezeichneten Baugebieten sind die not-
wendigen Stellplätze in Tiefgaragen anzuordnen. Tiefgara-
gen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen innerhalb der Baugebiete zulässig, wenn Wohn-
ruhe, Gartenanlagen, Kinderspiel- und Freizeitflächen
nicht erheblich beeinträchtigt werden. Tiefgaragen sind
mit einem mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren
Substrataufbau zu versehen und standortgerecht zu begrü-
nen. Ausnahmen können zugelassen werden. Tiefgaragen-
einfahrten sind mit Rankgerüsten oder Pergolen zu über-
stellen und mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrü-
nen.

7. In den mit „(D)“ bezeichneten Baugebieten sind in Vor-
gartenflächen Nebenanlagen mit Ausnahme von offenen
Stellplätzen, Carports, Standplätzen für Abfallbehälter
und Zuwegungen unzulässig.

8. Die festgesetzten Gehrechte umfassen die Befugnis der
Freien und Hansestadt Hamburg, allgemein zugängliche
Wege anzulegen und zu unterhalten.

9. In den mit „(D)“ bezeichneten Baugebieten sind mindes-
tens 30 vom Hundert der Vorgartenfläche gärtnerisch an-
zulegen.

10. In den Baugebieten sind an Straßenverkehrsflächen gele-
gene Einfriedungen nur in Form von Hecken oder
Drahtzäunen in Verbindung mit Hecken zulässig.

11. In den mit „(D)“ bezeichneten Baugebieten sind Grund-
stücke an öffentlichen Grünflächen mit Drahtzäunen in
Verbindung mit Hecken- oder Schlingpflanzen zu begren-
zen.

12. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze
ein großkroniger Baum zu pflanzen.

13. Das auf den privaten Grundstücks- und Dachflächen sowie
in den privaten Grünflächen anfallende Niederschlagswas-
ser ist auf dem jeweiligen Grundstück zu versickern. Nach-
weislich nicht auf den Grundstücken versickerbares Nie-
derschlagswasser kann von den Grundstücken in ein offe-
nes Entwässerungssystem abgeführt werden.

14. Auf privaten Grünflächen ist für je angefangene 150 m² ein
großkroniger Baum zu pflanzen.

15. Innerhalb der privaten Grünflächen sind Nebenanlagen
unzulässig. Notwendige Anlagen zur offenen Oberflächen-
entwässerung sowie Kinderspielflächen bleiben hiervon
unberührt.

16. Für festgesetzte Baumanpflanzungen sowie für notwen-
dige Ersatzanpflanzungen gilt: Es sind standortgerechte,
heimische Laubbäume zu verwenden. Die Bäume müssen
einen Stammumfang von mindestens 18 cm, in 1 m Höhe
über dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im Kronenbe-
reich jedes Baumes ist eine offene Vegetationsfläche von
mindestens 12 m² anzulegen und zu begrünen. Die Bäume
sind dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang ist gleichwertiger
Ersatz zu pflanzen.

17. Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind,
soweit wasserwirtschaftliche Belange dem nicht entgegen-



stehen, Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im Kro-
nenbereich von Bäumen, Gehölzgruppen und Knicks un-
zulässig.

18. Am verbleibenden Gebäude- und Baumbestand und im
Umfeld sind vor Beginn der Abbruch- und Rodungsarbei-
ten mindestens zwölf künstliche Fortpflanzungs- und
Ruhestätten für Fledermäuse und Vögel zu installieren.

19. In den Baugebieten sind Fahrwege sowie ebenerdige nicht
überdachte Stellplatzflächen in wasser- und luftdurchlässi-
gem Aufbau herzustellen.

20. Dächer von Gebäuden bis zu einer Neigung von 20 Grad
sind mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelba-
ren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen. Dächer
von Garagen und Carports sind mit einem mindestens
5 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu verse-
hen und zu begrünen.

21. In den Baugebieten ist durch geeignete bauliche Schall-
schutzmaßnahmen wie zum Beispiel Doppelfassaden, ver-
glaste Vorbauten (zum Beispiel verglaste Loggien, Winter-
gärten), besondere Fensterkonstruktionen oder in ihrer
Wirkung vergleichbare Maßnahmen sicherzustellen, dass
durch diese baulichen Maßnahmen insgesamt eine Schall-
pegeldifferenz erreicht wird, die es ermöglicht, dass in
Schlafräumen ein Innenraumpegel bei teilgeöffneten
Fenstern von 30 dB(A) während der Nachtzeit nicht über-
schritten wird. Erfolgt die bauliche Schallschutzmaß-
nahme in Form von verglasten Vorbauten, muss dieser
Innenraumpegel bei teilgeöffneten Bauteilen erreicht wer-
den. Wohn-/Schlafräume in Einzimmerwohnungen und
Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen.

§ 3
Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-

ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 9. Juli 2013.

Das Bezirksamt Wandsbek

Einziger Paragraph
(1) An der Universität Hamburg bestehen in den in der

Anlage aufgeführten Studiengängen im Wintersemester 2013/
2014 und im Sommersemester 2014 Zulassungsbeschränkungen.

(2) Für die Zulassung in den zulassungsbeschränkten Stu-
diengängen werden für das Wintersemester 2013/2014 und das
Sommersemester 2014  die in der Anlage aufgeführten Zulas-
sungszahlen festgesetzt.

(3) Soweit in der Anlage für Teilstudiengänge der Lehr-
amtsstudiengänge im Bachelorbereich Zulassungszahlen fest-
gesetzt werden, gelten diese nicht für Lehramtsstudien-
bewerberinnen und Lehramtsstudienbewerber, die zu dem
Unterrichtsfach Bildende Kunst oder Musik zugelassen wer-
den. 

(4) Für alle in dieser Verordnung nicht aufgeführten Stu-
diengänge gilt die Zulassungszahl 0. 

Verordnung
über Zulassungsbeschränkungen und Zulassungszahlen für die Universität Hamburg

für das Wintersemester 2013/2014 und das Sommersemester 2014
Vom 12. Juli 2013

Auf Grund von Artikel 4 Satz 1 des Gesetzes zum Staatsver-
trag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für
Hochschulzulassung vom 17. Februar 2009 (HmbGVBl. S. 36),
geändert am 6. März 2012 (HmbGVBl. S. 132), in Verbindung
mit § 1 Nummer 5 der Weiterübertragungsverordnung-Hoch-
schulwesen vom 17. August 2004 (HmbGVBl. S. 348), zuletzt
geändert am 17. April 2012 (HmbGVBl. S. 148), und § 2 Ab-
satz 1 des Hochschulzulassungsgesetzes vom 28. Dezember
2004 (HmbGVBl. S. 515), zuletzt geändert am 4. Juni 2013
(HmbGVBl. S. 253), in Verbindung mit § 1 Nummer 3 der  Wei-
terübertragungsverordnung-Hochschulwesen wird verordnet:

Hamburg, den 12. Juli 2013.

Die Behörde für Wissenschaft und Forschung
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